
richtskritiken und Hinweise aus Zivil-, Arbeitsrechts- 
und Familienverfahren geführt werden sollten.

Zur sozialistischen Rationalisierung

Wenn auf der 9. Plenartagung des Zentralkomitees der 
SED für die gesamte staatliche Tätigkeit der Übergang 
Von der vorwiegend operativen Tätigkeit zur wissen­
schaftlich begründeten Arbeitsweise als unabdingbare 
Voraussetzung für die weitere erfolgreiche Gestaltung 
des entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozia­
lismus gefordert wurde, dann gilt das ohne Einschrän­
kung auch für die Arbeit der Rechtspflegeorgane. Zu 
einer wissenschaftlich begründeten Arbeitsweise gehört 
nicht zuletzt eine moderne und rationelle Arbeitsorga­
nisation. Sie ist niemals Selbstzweck, sondern stets Mit­
tel zum Zweck der Erhöhung der Wirksamkeit der so­
zialistischen Rechtspflege. Das ist der Grundgedanke, 
von dem alle Rationalisierungsmaßnahmen auszugehen 
haben.
Das Ministerium der Justiz hat in dert letzten Jahren 
hinsichtlich der Arbeit der Gerichte, insbesondere der 
Kreisgerichte, beträchtliche Anstrengungen zur Über­
windung einer diese Wirksamkeit zum Teil behindern­
den — weil überalterten — Arbeitsorganisation gemacht. 
Mit Hilfe des Instituts für Verwaltungsorganisation 
und Bürotechnik beim Büro des Ministerrates wurde 
ein geschlossenes Typenprojekt zur Rationalisierung 
der Verwaltungsorganisation in den Kreisgerichten ge­
schaffen und bereits während der Ausarbeitung in den 
Kreisgerichten Wernigerode und Rostock stufenweise 
erprobt. Dieses Typenorganisationsprojekt ist die Ar­
beitsgrundlage der jetzt in allen Bezirken eingerichte­
ten Konsultationsgerichte. Rationalisierungskonzeptio­
nen der Bezirksgerichte legen fest, wie die anderen 
Kreisgerichte an das Niveau der Konsultationsgerichte 
herangeführt werden.
Wissenschaftlich begründete Arbeitsorganisation ist aber 
mehr als Verwaltungsrationalisierung. Deshalb geht es 
vor allem um die Organisation der richterlichen Arbeit 
und der Leitungstätigkeit der Direktoren. Auf diesen 
Gebieten sind — wenn auch in etwas längeren Zeit­
räumen — noch wesentlich größere Reserven zu er­
schließen als durch die Verwaltungsrationalisierung. 
Wir haben diesen Fragen daher in den letzten Mona­
ten besondere Aufmerksamkeit gewidmet und eine 
erste größere Analyse mit entsprechenden Schlußfol­
gerungen im Kollegium des Ministeriums beraten. Wir 
haben uns bei der Vorbereitung dieser Analyse u. a. 
von 200 Richtern aus 50 Kreisgerichten spezielle Frage­
bogen über Inhalt und Struktur ihrer richterlichen Ar­
beit beantworten lassen. Die Analyse liegt inzwischen 
allen Kreisgerichten zur Auswertung nach entsprechen­
der Anleitung durch die Bezirksgerichte vor. 
Aufbauend auf den Untersuchungen und Maßnahmen 
in den Kreisgerichten, gehen wir jetzt daran, die Ana­
lysen und Projekte für die Rationalisierung der Arbeits­
organisation der Bezirksgerichte auszuarbeiten.
Darin kann sich aber die Möglichkeit sozialistischer 
Rationalisierung im Bereich der Rechtspflege nicht er­
schöpfen. Allein die Tatsache, daß die Gerichte, insbe­
sondere im Strafverfahren, entscheidende Glieder einer 
Kette von in ihrer Tätigkeit aufeinander aufbauenden 
staatlichen Organen sind, erfordert auch und besonders 
hinsichtlich der Durchsetzung einer wissenschaftlich

begründeten Arbeitsorganisation die enge Gemein­
schaftsarbeit aller zentralen und Örtlichen Rechtspflege­
organe. Trotz der bekannten instruktiven Beispiele 
von Merseburg, Gotha usw. stehen wir hier noch am 
Anfang. Es ist deshalb kein Zufall, daß die Fragen 
einer rationellen, aufeinander abgestimmten und inein- 
andergreifenden Arbeitsweise und Arbeitsorganisation 
der verschiedenen Rechtspflegeorgane im Gemeinsamen 
Aufruf des Ministeriums der Justiz und des Obersten 
Gerichts vom Oktober 1968 und in dem Brief des Prä­
sidiums des Zentralvorstandes unserer Gewerkschaft 
an alle Mitglieder und Funktionäre der Gewerkschafts­
organisationen in den Rechtspflegeorganen vom No­
vember 1968 zur Vorbereitung des 20. Jahrestages der 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik be­
sonders hervorgehoben werden.
Schließlich werden sich die zentralen Rechtspflege­
organe auch mit den Nutzungsmöglichkeiten und der 
Einführung der elektronischen Datenverarbeitung im 
Bereich der Rechtspflege beschäftigen. Der gegenwärtige 
Stand des Einsatzes der Datenverarbeitung in der 
Rechtspflege kann keineswegs befriedigen, weil die be­
reits jetzt vorhandenen Einsatzmöglichkeiten bisher 
unzureichend erforscht und genutzt wurden und eine 
einseitige Orientierung auf die Statistik und auch hier 
nur auf bestimmte Teile, nämlich auf die Kriminal­
statistik des Staatsanwalts und die Statistik der Krimi­
nalpolizei, erfolgte.
Die schnelle Entwicklung der modernen Datenverarbei­
tungstechnik eröffnet immer breitere Anwendungsmög­
lichkeiten, die in ihrer Vielfalt noch nicht voll über­
schaubar sind und daher einer gründlichen wissen­
schaftlichen Erforschung bedürfen. Das bezieht sich vor 
allem auf den Einsatz der Datenverarbeitung für ope­
rative Zwecke, wie z. B. zur Ermittlung von Straftaten, 
zur Entwicklung kybernetischer Leitungsmodelle sowie 
auf die Anwendung der Datenverarbeitung in der wis­
senschaftlichen Forschung und Lehre. Andererseits ist 
es aber durchaus möglich, bestimmte Projekte des Ein­
satzes der Datenverarbeitung in der Rechtspflege be­
reits jetzt festzulegen und mit den Vorbereitungsarbei­
ten zu beginnen. Dabei sollte die Erarbeitung koordi­
nierter Informationssysteme für die Rechtspflege- 
Organe im Vordergrund stehen. Einbezogen in diese 
Aufgabenstellung ist die Umstellung der gesamten sta­
tistischen Berichterstattung auf maschinelle Bearbeitung 
und eine dementsprechende völlige Neugestaltung des 
Systems der Primärdatenerfassung. Eine weitere wich­
tige und dringliche Aufgabe ist der Einsatz der Daten­
verarbeitung in der Dokumentation bis hin zur Schaf­
fung einer Normenbank.
Wir haben immer wieder mit Nachdruck darauf hinge­
wiesen, daß die Durchsetzung einer wissenschaftlich 
fundierten Arbeitsorganisation in erster Linie eine poli­
tisch-ideologische Aufgabe und auch deshalb eine Füh­
rungsaufgabe der Leiter ist. Besonders den Leitern der 
Rechtspflegeorgane in den Bezirken und Kreisen ob­
liegt die verantwortungsreiche Aufgabe, die in den letz­
ten Jahren — auch durch die Hilfe der Gewerkschaft — 
gewachsene Aufgeschlossenheit bei den Mitarbeitern 
in den Rechtspflegeorganen für die Fragen der Rationa­
lisierung und damit verbunden des Neuererwesens zu 
Verbreitern und immer mehr Mitarbeiter in die Konzi­
pierung und Durchsetzung der notwendigen Maßnah­
men einzubeziehen.
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